
Kommunaler Solidarpakt 2020 

 

 

 Kompensation der Gewerbesteuerausfälle (11,8 Mrd. €) 

 
 Die Steuerschätzung zeigt, dass 2020 aufgrund der wirtschaftlichen Auswirkungen der CO-

VID-19-Pandemie insbesondere mit hohen Gewerbesteuerausfällen der Gemeinden zu rech-

nen ist. 

 

 Davon sind alle Gemeinden betroffen, besonders aber die wirtschafts- und aufkommensstar-

ken, da sie mit entsprechend hohen Einnahmeeinbußen konfrontiert sind. 

 

 Der Bund wird die Gemeinden massiv unterstützen: Die Gewerbesteuerausfälle werden vom 

Bund – zusammen und je zur Hälfte mit den eigentlich verantwortlichen Ländern – ersetzt. 

 

 Übernahme kommunaler Liquiditätskredite (ca. 45 Mrd. €) 

 
 Unverändert sind viele Kommunen in Deutschland mit übermäßig hohen Liquiditätskredit-

schulden belastet, die ihnen jeden Handlungsspielraum für die Sicherung der kommunalen 

Daseinsvorsorge nehmen. 

 

 Die Lösung dieser Problematik ist bereits ein Auftrag der Koalitionsvereinbarung 2018. Auch 

im Bericht der Kommission Gleichwertige Lebensverhältnisse wurde Mitte 2019 diese gerade 

für finanzschwächere Kommunen sehr belastende Hypothek als eines der wesentlichen Prob-

leme identifiziert. Das Bundeskabinett hat erklärt, bei einer gemeinsam mit den Ländern an-

zustrebenden solidarischen Lösung des Problems einen einmaligen Beitrag leisten zu wollen. 

 

 Der Bund bietet den Kommunen an, die übermäßigen Liquiditätskredite der Kommunen – je 

zur Hälfte mit den jeweiligen Ländern – durch eine im Jahr 2020 zu verabschiedende gesetzli-

che Maßnahme zu übernehmen und damit allen betroffenen Kommunen einen Neustart mit 

einer „Stunde Null“ zu ermöglichen. 

 

 

 

 

 

 

 

 



I. Eckpunkte des Kommunalen Solidarpaktes 2020 

 

Kompensation der Gewerbesteuerausfälle 

 Der Bund gewährt den Gemeinden gemeinsam mit den Ländern jeweils zu gleichen Teilen einen 

pauschalierten Ausgleich für die 2020 durch die Folgewirkungen der COVID-19-Pandemie zu er-

wartenden kommunalen Mindereinnahmen bei der Gewerbesteuer. Diese Maßnahme erstreckt 

sich auf alle Länder, unabhängig von der Teilnahme an der Kommunalen Altschuldenhilfe.  

 Die dadurch erreichte Stärkung der durch die COVID-19-Pandemie verschlechterte Finanzsituation 

der Gemeinden soll zügig nach Inkrafttreten des Kommunalen Solidarpakts noch in diesem Jahr 

erfolgen. 

 Diese einmalige Hilfe des Bundes an die Kommunen erfolgt über pauschalierte Zuweisungen. Dies 

erfordert mit Blick auf Art. 104a Abs. 1 und Art. 109 Abs. 1 GG eine entsprechende Verfassungsän-

derung. 

Kommunale Altschuldenhilfe 

 Bund und teilnehmende Länder entlasten jeweils zu gleichen Teilen Kommunen mit übermäßigen 

Liquiditätskrediten im Rahmen einer einmaligen Maßnahme. Alle Länder mit betroffenen Kommu-

nen haben die Möglichkeit zur Teilnahme („opt-in“). Es erfolgt keine Mitfinanzierung durch nicht-

teilnehmende Länder.  

 Als übermäßig gelten diejenigen Liquiditätskredite einer Kommune zum Stichtag 31. Dezember 

2019, die für eigene Zwecke und nicht zur Finanzierung von Investitionen oder anderem Kommu-

nalvermögen verwendet wurden und einen Sockelbetrag von 100 Euro je Einwohner überschrei-

ten. 

 Die bereits erfolgten Liquiditätskredit-Entschuldungen durch die Länder Niedersachsen (Zukunfts-

vertrag), Hessen (Hessenkasse), Saarland (Saarlandpakt) und Brandenburg (Teilentschuldung 

kreisfreie Städte) werden ebenso wie die Stadtstaaten bei der kommunalen Altschuldenhilfe ent-

sprechend berücksichtigt.  

 Die kommunale Altschuldenhilfe erfolgt als zweistufige Schuldübernahme. In einem ersten Schritt 

übernimmt das Land die übermäßigen Liquiditätskredite seiner Kommunen zu einem Stichtag 

komplett in seine Schuld. Anschließend übernimmt der Bund vom Land Schulden in Höhe von 50 

Prozent der vom Land übernommenen Liquiditätskredite.  

 Die an der Entschuldungsmaßnahme teilnehmenden Länder verpflichten sich, einen erneuten 

Aufbau übermäßiger kommunaler Liquiditätskredite zu verhindern. Der Rahmen für die hierzu 

notwendigen Elemente im Haushalts- und Aufsichtsrecht der Länder wird bundesrechtlich festge-

legt. 

 Für die kommunale Altschuldenhilfe bedarf es mit Blick auf Art. 104a Abs. 1 und Art. 109 Abs. 1 

GG der Schaffung einer verfassungsrechtlichen Grundlage für die einmalige Übernahme von Lan-

desschulden sowie der hierauf bezogenen inhaltlich beschränkten Ermächtigung des Bundes für 

haushaltsrechtliche Anforderungen an die Länder, die den erneuten Aufbau übermäßiger Liquidi-

tätskredite verhindern soll. Die Schuldenbremse wird von der Schuldübernahme nicht berührt 

und bleibt unangetastet.  

 

 

 



Paritätische Finanzierung der AAÜG 

 Der Bund erhöht seinen Anteil an den Lasten aus den Zusatzversorgungssystemen der ehemaligen 

DDR (AAÜG) ab dem Jahr 2021 um 10%-Punkte auf 50 %. Die ostdeutschen Länder nutzen die ge-

wonnenen finanziellen Spielräume zur Lösung noch bestehender Altschuldenprobleme der kom-

munalen Wohnungswirtschaft sowie zur Stärkung kommunaler Investitionen. 

 

II. Zweistufige Schuldübernahme bei der kommunalen Altschuldenhilfe 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bundeshaushalt 

Landeshaushalt 

Land X 

Kommune 1 Kommune 2 Kommune 3 Kommune … 

Schuldeintritt des Bundes in die 

Landesschuld zu 50 % der über-

nommenen Liquiditätskredite 

Schuldeintritt des Landes in die Ver-

träge aller übermäßigen Liquiditäts-

kredite der jeweiligen Kommunen 

Erhöhung der 

Bundesschuld 

um 50 % der 

übernommenen 

Liquiditätskre-

dite des Landes 

X 

Erhöhung der Lan-

desschuld um 100 

% der übernom-

menen Liquidi-

tätskredite (netto 

50%) 


